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A. Problem 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist gegenwärtig von einem Konjunkturverlauf gekenn- 
zeichnet, der von einer insgesamt zögernden Investitions- 
entwicklung bestimmt wird und bei dem Anpassungsprozesse 
in einigen Wirtschaftsbereichen dämpfend auf die Gesamtwirt- 
schaft ausstrahlen. 


B. Lösung 

Die aus den Anpassungsvorgängen entstehenden Risiken sol- 
len so begrenzt werden, daß sich hieraus keine Gefährdung 
der Gesamtwirtschaft entwickelt. Die Bundesregierung hat za 
diesem Zweck ein Sonderprogramm zur regionalen und lokalen 
Abstützung der Beschäftigung beschlossen, womit einer die 
Ziele des § 1 StWG gefährdenden Abschwächung der allgemei- 
nen Wirtschaftstätigkeit vorgebeugt werden soll. Mit der Be- 
grenzung des Programms auf einen Umfang von 950 Millio- 
nen DM soll gleichzeitig den Anforderungen der fortzusetzen- 
den Stabilitätspolitik Rechnung getragen werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Aufwendungen betragen für den Bund für Teil A des 
Sonderprogramms 350 Millionen DM, für Teil B des Sonder- 
programms 250 Millionen DM. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. von Bülow 


Der Antrag der Bundesregierung wurde in der 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 11. Oktober 
1974 in erster Lesung beraten und dem Haushalts- 
ausschuß federführend und dem Ausschuß für Wirt- 
schaft mitberatend überwiesen. Der Ausschuß für 
Wirtschaft ist am 25. September 1974 vorweg über 
den Antrag unterrichtet worden und hat von ihm 
Kenntnis genommen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Antrag der Bun- 
desregierung am 10. Oktober 1974 informatorisch 
beraten und ihn einmütig ohne die Zustimmung zu 
verweigern (§ 8 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft — 
StWG) und ohne Kürzungen vorzunehmen (§ 42 
der Bundeshaushaltsordnung) zur Kenntnis genom- 
men. Diese Kenntnisnahme hat er nach der Über- 
weisung am 11. Oktober 1974 bestätigt. 

Im Ausschuß bestand Übereinstimmung darüber, 
daß die Regelungen des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft auf 
eine andere Lage zielten, als sie gegenwärtig vor- 
liegt. Der Gesetzgeber hatte Regelungen schaffen 
wollen, die die Überwindung einer allgemeinen Ab- 
schwächung der Wirtschaftslage ermöglichen sollten, 
an den Fall einer gespaltenen Konjunktur, wie sie 
gegenwärtig besteht, jedoch nicht gedacht. Die Re- 


gelungen des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft seien aber in 
sinnvoller Fortschreibung des Gesetzes anzuwenden. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei einer 
Novellierung des Gesetzes die Bestimmungen so zu 
fassen, daß sie den Fall der gespaltenen Konjunk- 
tur einbeziehen. 

Hinsichtlich der verschiedenen Sondereinlagen bei 
der Deutschen Bundesbank solle die Bundesregie- 
rung darauf hinwirken, daß die Auflösungstat- 
bestände vereinheitlicht werden. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß eine der Vor- 
aussetzungen für die Anwendung des § 6 Abs. 2 
StWG, nämlich eine die Ziele des § 1 StWG gefähr- 
’ dende Abschwächung der allgemeinen Wirtschafts- 
tätigkeit dargetan ist, nachdem die Bundesregie- 
i rung zum Ausdruck gebracht hat, daß sie die Aus- 
führungen in der gesamtwirtschaftlichen Begrün- 
dung des Antrags dahin verstehe. 

Ebenso geht der Ausschuß davon aus, daß von 
der Möglichkeit, bei den vorgesehenen Maßnahmen 
vom Bewirtschaftungsplan abzuweichen, nur in be- 
grenztem Umfang Gebrauch gemacht wird, da die 
! Bundesregierung zugesagt hat, hierfür Sorge tragen 
! zu wollen. 


Bonn, den 14. Oktober 1974 


Dr. von Bülow 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag nimmt von dem Antrag der Bundesregierung, ohne die Zustim- 
mung zu verweigern und ohne Kürzungen vorzunehmen, Kenntnis. 


Bonn, den 14. Oktober 1974 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Dr. von Bülow 

Vorsitzender Berichterstatter 
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